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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Auslösungspreise für Tafelwein für die Zeit vom 16. Dezember 1975 
bis 15. Dezember 1976 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des 
Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung ergänzen- 
der Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Wein 1 ), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1932/75 2 ), insbesondere auf Arti- 
kel 3 Abs. 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Für alle Weinarten, für die ein Orientierungspreis 
festgesetzt wird, muß alljährlich anhand der in 
Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
genannten Faktoren ein Auslösungspreis festgesetzt 
werden. 

Die Qualität der Ernte des Weinwirtschaftsjahres 
1975/1976 kann im allgemeinen als durchschnittlich 
bezeichnet werden. 

Seit dem Ende des Weinwirtschaftsjahres 1974/ 
1975 ist ein leichter Anstieg des Durchschnitts der 
Weinnotierungen festzustellen. Die festgestellten 
Preise liegen bei allen Weinarten jedoch mindestens 
an einem Handelsplatz unter dem Auslösungspreis. 

Der Tafelwein R II stellt jedoch einen Sonderfall 
dar, da die Preise für diesen Wein bisher auf einem 
niedrigeren Niveau als für Weine der Art R I fest- 
gesetzt worden sind. 

Um der besonderen Lage der Tafelweinart R II 
gerecht zu werden, beschloß der Rat bei der letzten 
Festsetzung der Orientierungspreise die Angleichung 
des Preises für diesen Wein an den Preis der Tafel- 
weinart R I. Bei der Festsetzung des Auslösungs- 
preises ist somit dieser Situation Rechnung zu tra- 
gen. 

Unter den vorstehend dargelegten Gesichtspunk- 
ten ist es angebracht, den Auslösungspreis auf einem 
Niveau festzusetzen, das unter dem für das Wirt- 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970 f S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 198 
vom 29. Juli 1975, S. 19 


! schaftsjahr 1974/1975 geltenden Orientierungspreis 
j liegt (94 v. H.). Daher wird vorgeschlagen, den Aus- 
I lösungspreis für alle Tafelweinarten auf 93 v. H. 
des Orientierungspreises festzusetzen. 

Unter Berücksichtigung der geringeren Bestände, 
die aus dem vergangenen Weinwirtschaftsjahr stam- 
men, und der mengenmäßig durchschnittlichen Ernte 
j ergibt sich für die Vorbilanz eine geringere verfüg- 
| bare Menge als im vergangenen Jahr. 

Die Höhe der Auslösungspreise muß den vorge- 
nannten Merkmalen Rechnung tragen. Es erscheint 
deshalb angebracht, für die Zeit vom 16. Dezem- 
ber 1975 bis zum 15. Dezember 1976 die Auslösungs- 
; preise gegenüber dem vergangenen Wirtschaftsjahr 
zu erhöhen, ohne jedoch durch eine zu starke Anhe- 
| bung einen Anreiz auf die Erzeugung auszuüben. 

Die Orientierungspreise sind in der Verordnung 
(EWG) Nr. 661/75 3 ) für die Zeit vom 16. Dezember 
[ 1974 bis zum 15. Dezember 1975 festgesetzt worden, 
i Gemäß Artikel 3 Abs. 3 der Verordnung (EWG) 
Nr. 816/70 wird der Auslösungspreis auf der glei- 
chen Stufe festgesetzt und gilt für den gleichen 
Zeitraum wie die Orientierungspreise. Die Tafel- 
weinarten, für die diese Preise gelten, sind durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 945/70 4 ) bestimmt wor- 
den — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für die Zeit vom 16. Dezember 1975 bis zum 15. De- 
zember 1976 wird der Auslösungspreis wie folgt 
festgesetzt: 

1. 1,71 RE je Grad Alkohol/hl für die Tafelweinart 
R I, 

2. 1,71 RE je Grad Alkohol/hl für die Tafelweinart 
R II, 

3. 26,7 RE je hl für die Tafelweinart R III, 

4. 1,61 RE je Grad Alkohol/hl für die Tafelweinart 
A I, 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 72 
vom 20. März 1975, S. 10 

: 9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 114 
vom 27. Mai 1970, S. 1 
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5. 33,58 RE je hl für die Tafelweinart A II, 

6. 40,63 RE je hl für die Tafelweinart A III. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 16. Dezember 1975 in 
Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Begründung 

. • . .. . „ .... „ >. I 

1. Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
816/70 zur Festlegung ergänzender Vorschriften für 
die gemeinsame Marktorganisation für Wein be- 
stimmt, daß jährlich vor dem 16. Dezember für alle 
Weinarten, für die ein Orientierungspreis festgesetzt 
wird, ein Schwellenpreis für die Auslösung des Inter- 
ventionssystems festgelegt und dieser Preis im fol- 
genden „Auslösungspreis" genannt wird. 

Hierzu ist insbesondere vorgesehen, daß der Aus- 
lösungspreis unter Berücksichtigung folgender Fak- 
toren festgesetzt wird: 

a) der Marktlage, insbesondere des Ausmaßes der 
Preisschwankungen ; 

b) der Notwendigkeit, die Preisstabilität auf den 
Märkten zu gewährleisten, ohne die Bildung 
struktureller Überschüsse in der Gemeinschaft 
herbeizuführen; 

c) der Qualität der Ernte; 

d) der Daten der Vorbilanz nach Artikel 3 der Ver- 
ordnung Nr. 24 über die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Wein. 

2. a) Die Beobachtung der Märkte in der Gemein- 

schaft läßt erkennen, daß die gewogenen Durch- 
schnittspreise während des vergangenen Wein- 
wirtschaftsjahres und zu Beginn des Wirtschafts- 
jahres 1975/1976 unter dem Auslösungspreis für 
alle Tafelweinarten lagen. Zur Verhinderung 
eines umfassenden Preiseinbruchs wurden mas- 
sive Interventionsmaßnahmen, darunter die 
Destillation, erforderlich. 

b) Die Notwendigkeit, die .Preisstabilisierung auf 
den Märkten zu gewährleisten, ohne die Bildung 
struktureller Überschüsse in der Gemeinschaft 
herbeizuführen, führt zu einer schwierigen Wahl 
zwischen den Bemühungen, dem Erzeuger ein 
angemessenes Einkommen zu sichern, ohne daß 


dies einen Anreiz für eine Erweiterung der Pro- 
duktion bilden kann. 

Unter Berücksichtigung der allgemeinen Preisstei- 
gerung in letzter Zeit ist man davon ausgegan- 
gen, daß eine begrenzte Erhöhung der Auslö- 
sungspapiere gerechtfertigt ist, um dem Erzeuger 
ein angemessenes Einkommen zu garantieren, 
ohne daß man Gefahr läuft, strukturelle Über- 
schüsse herbeizuführen. Eine zu große Erhöhung 
könnte nämlich insbesondere bei Berücksichti- 
gung der derzeitig verfügbaren Mengen eine 
Belastung für die Zukunft bedeuten. 

c) Die Qualität der Ernte kann im allgemeinen als 
durchschnittlich angesehen werden. In bestimm- 
ten Regionen der Gemeinschaft ist sie jedoch gut. 

d) Die Vorbilanz läßt nach den letzten Schätzungen 
einen gewissen Rückgang der verfügbaren Wein- 
bestände gegenüber dem vorausgegangenen 
Wirtschaftsjahr erkennen. 

Schlußfolgerungen 

Es erscheint gerechtfertigt, die Erhöhung der 
Auslösungspreise für jeden Tafelwein vorzusehen, 
um so mehr als die Orientierungspreise für alle 
Weine für die Zeit zwischen dem 16. Dezember 1975 
und dem 15. Dezember 1976 um 8 v. H. erhöht wor- 
den sind (Verordnung Nr. 611/75 des Rates vom 
20. März 1975 - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 72 vom 20. März 1975, S. 10). 

In diesem Zusammenhang ist jedoch zu berücksich- 
tigen, daß der Orientierungspreis das zu erreichende 
Ziel darstellt, wohingegen der Auslösungspreis stär- 
ker an die kurzfristige Entwicklung des Marktes, 
insbesondere unter dem Gesichtpunkt der verfüg- 
baren Mengen, gebunden ist. 

Es scheint daher angezeigt zu sein, für alle Weine 
eine geringere Erhöhung der Auslösungspreise als 
die für den Orientierungspreis beschlossene Erhö- 
hung vorzusehen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 2. Dezember 1975 — 1/4 — 680 70 - E — Ta 30/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 14. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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